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Das Kompositum Bildungsgerechtigkeit hat in der ak-
tuellen Reformdebatte vielfach das bisher vorherrschen-
de Leitbild der Chancengerechtigkeit ersetzt; ein Grund 
könnte darin zu suchen sein, dass letztere niemals päda-
gogisch befriedigend definiert werden konnte. Doch wann 
ist ein Bildungssystem gerecht? Der vorliegende Beitrag 
zeigt, ausgehend von der laufenden Bildungsdebatte [1], 
warum Bildung für ein menschenwürdiges Leben unab-
dingbar ist [2] und inwiefern Bildung als eine Frage der 
Gerechtigkeit zu begreifen ist [3]. Schließlich werden die 
drei Kernbereiche des Rechts auf Bildung näher entfal-
tet [4]. Nur im Zusammenspiel dieser drei Kernbereiche 
wird Bildung als ein Freiheitsrecht umfassend verwirklicht 
und wird von einem gerechten Bildungssystem gesprochen 
werden können [5].
1.  Das Doppelgesicht der laufenden  
Bildungsdebatte
Die erste PISA-Studie von 2000, die das Zutrauen 
der deutschen Öffentlichkeit in das eigene Bildungs-
system nachhaltig erschütterte, löste hierzulande 
einen regelrechten Boom der empirischen Bildungs-
forschung aus.1 Neu im Vergleich zu früheren Bil-
dungsdebatten ist zugleich, dass Bildung aus norma-
tiver Perspektive zunehmend als ein Menschenrecht 
wahrgenommen wird – und dies ausdrücklich auch 
im Blick auf Deutschland. Hierzu beigetragen hat 
nicht zuletzt der Deutschlandbesuch des UN-Son-
derberichterstatters für das Recht auf Bildung, Vernor 
Muñoz, im Frühjahr 20062.
Beide Debattenstränge treffen sich in der Fra-
ge nach Bildungsgerechtigkeit. Doch ist ein Zusam-
menhang zwischen Bildung, Gerechtigkeit und Men-
schenrecht nicht vorschnell herzustellen.
„Bildung […] ist von der Art, dass sie erst den Raum für 
einen Diskurs über Gerechtigkeit, über Recht, über Men-
schenrechte eröffnet, der nur dann überflüssig wäre, 
wenn man bereits wüsste oder zu wissen glaubte, was 
gerecht ist oder die Entscheidung darüber an eine oder 
mehrere andere Instanzen delegieren würde. In Bildung 
geht es nicht um die unbedachte und fraglose Akzep-
tanz von bestehenden oder vorgegebenen Ordnungen, 
sondern gerade um deren Infragestellung und Proble-
matisierung als Instanz und als Ordnung“ (Poenitsch 
2009, S. 25 f.)
Die politischen Rahmenbedingungen von Bildung 
und die sozialen Teilhabemöglichkeiten, die sich aus 
ihr ergeben, werden sich dann auch im Rahmen gelin-
gender Bildungsprozesse beständig verändern.
Auch wenn die internationalen Vergleichsstudien 
gegenwärtig eine starke Wirksamkeit auf die öffentli-
che Debatte, die Bildungspolitik und die mit Bildungs-
themen befasste Forschung ausüben, lassen sich aus 
den empirisch erhobenen Daten allein keine norma-
tiven Kriterien oder pädagogischen Antworten ab-
leiten: Die empirischen Studien können keineswegs 
bildungsethisch neutral daherkommen, die ihnen 
zugrunde liegenden Prämissen oder erkenntnislei-
tenden Interessen wirken selbst normbildend – auch 
dann, wenn dies nicht explizit reflektiert wird. 
2. Bildung wurzelt in der Menschenwürde
Ihren unhintergehbaren Maßstab findet die norma-
tive Beurteilung bildungsbezogener sozialer Prakti-
ken im Personalitätsprinzip, nicht in gesellschaftli-
chen, ökonomischen oder anderweitig bestimmten 
äußeren Zwecken. Der Mensch als ein geschichtli-
ches, mit Freiheit, Vernunft und Sprache begabtes 
Lebewesen bringt sich im Licht der eigenen Selbst-
auslegung hervor, z. B. als Träger gesellschaftlicher 
Rollen, Naturwesen oder autonome Person. Pädago-
gisch gewendet, lässt sich die Objektformel der Men-
schenwürdegarantie – also die Aufforderung, den 
Menschen stets auch als Selbstzweck zu achten und 
nicht für die Interessen Dritter zu instrumentalisie-
ren – so lesen, dass jeder Einzelne stets in seiner un-
bestimmten Bildsamkeit anzuerkennen und als Quell 
freier Selbsttätigkeit zu achten sei.
Doch bedarf der Freiheitsgebrauch der Kultivie-
rung, der Subjektwerdung und Persönlichkeitsentfal-
tung. Der Einzelne bliebe andernfalls distanzlos an 
die kontingenten Bedingungen seiner konkreten Exis-
tenz, an fremde Vorgaben oder äußere Erwartungen 
gebunden. Erst Bildung schafft die Möglichkeit, hier-
zu in Distanz zu treten und eigenständig sachliche 
oder sittliche Zwecke zu setzen. Erst Bildung verhilft 
dazu, ein Bewusstsein der eigenen Würde zu entwi-
ckeln sowie die vielfältigen Selbst-, Fremd- und Welt-
entwürfe, in die wir als Menschen immer schon hin-
eingeworfen sind, reflexiv durchdringen und ordnen 
zu können. Wer nicht gelernt hat, sich zu entschei-
den, über den wird sehr leicht entschieden – dann 
aber von anderen.
Bildung besitzt menschenrechtliche Qualität, da sie 
zu jenen fundamentalen Dimensionen des Mensch-
seins gehört, ohne die das in der Menschenwürdei-
dee sich ausdrückende Vermögen gar nicht zur Ent-
faltung kommen könnte. Den Anspruch auf Bildung 
zu bestreiten verletzt den Schutz der geistigen Integ-
rität, führt zu intellektuellem Kontrollverlust und be-
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1 Den Höhepunkt dieser 
Entwicklung stellt bis-
her das in Bamberg an-
gesiedelte „Nationale Bil-
dungspanel“ dar; Ziel des 
vom Bundesministeri-
um für Bildung und For-
schung initiierten Groß-
projekts ist es, mithilfe 
von Längsschnittstudi-
en die langfristige Ent-
wicklung von Bildungs-
verläufen zu untersuchen 
(vgl. Blossfeld/Schneider 
2009).  
2 Sein Bericht, den er ein 
Jahr später vorlegte, löste 
zum Teil reichlich emo-
tionalisierte Reaktionen 
aus; diese schwankten 
zwischen euphorischer 
Zustimmung und beißen-
dem Spott. Eine differen-
zierte Debatte über den 
menschenrechtlichen Ge-
halt des Papiers fiel auch 
nach dem Abklingen der 
tagesaktuellen Stellung-
nahmen weitgehend aus, 
wozu der sogenannte 
Muñozbericht durch sei-
ne deutlichen systemati-
schen Schwächen nicht 
unwesentlich selbst bei-
getragen hat (vgl. Kun-
ze 2008).
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einträchtigt die gesamte Handlungsfähigkeit sowie 
soziale Teilhabefähigkeit des Einzelnen. 
3. Gerechtigkeit setzt Bildung voraus
Wenn Bildung Befähigung zur Selbstbestimmung 
sein soll, ist diese nur als Aufforderung zur Selbst-
tätigkeit denkbar. Bildung ist dabei mehr als Wissen: 
Der Einzelne soll mit dem erworbenen Wissen auch 
selbstbestimmt und verantwortlich umgehen ler-
nen. 
Zwar bleiben fruchtbare Bildungsprozesse abhän-
gig von zahlreichen strukturellen, rechtlichen oder 
politischen Voraussetzungen, doch kann das Bil-
dungssystem nicht selbst Recht oder Gerechtigkeit 
herstellen. Dies bleibt eine politische Aufgabe. 
 Wer meint, Bildungseinrichtungen könnten sozi-
ale Gerechtigkeit herstellen, belastet diese mit über-
zogenen Erwartungen, an denen die in ihnen Tätigen 
nahezu zwangsläufig scheitern müssen. 
Gleichwohl bleibt Bildung eine unverzichtbare Vor-
aussetzung dafür, dass soziale Gerechtigkeit möglich 
werden kann. Allerdings haben Schulen oder Einrich-
tungen der Jugend- und Erwachsenenbildung eine an-
dere, von politischen oder sozialpolitischen Institu-
tionen deutlich unterschiedene Aufgabe. Wer sich 
bildet, soll durch die Befähigung zur Selbstbestim-
mung, durch Stärkung der praktischen Urteilskraft 
und durch die selbsttätige Aneignung eines Orientie-
rungswissens dazu fähig werden, Gerechtigkeitspro-
bleme wahrzunehmen, über diese zu reflektieren und 
schließlich nach Gerechtigkeitsmaßstäben zu han-
deln. Gerechtigkeit entsteht nicht einfach durch die 
Anwendung bestimmter Gerechtigkeitsformeln, Nor-
men oder Gesetze. Gerecht zu handeln setzt voraus, 
diese situationsangemessen anwenden zu können. 
Pädagogik muss mit faktischer Ungleichheit 
umgehen
Wie Bildungsprozesse in diesem Sinne bestmöglich 
gelingen, kann allerdings nicht schon aus gerechtig-
keits- oder menschenrechtstheoretischen Überlegun-
gen abgeleitet werden, hierüber muss nach pädagogi-
schen, andragogischen und didaktischen Prinzipien 
entschieden werden. Überdies stellen bestimmte so-
zialwissenschaftliche oder sozialethische Kriterien 
für sich genommen nicht schon die Lösung bestimm-
ter bildungspolitischer Probleme dar. Die aus ihnen 
folgenden Konsequenzen bleiben vielmehr abhängig 
von der Qualität der sie realisierenden Praxis – und 
damit angewiesen auf das pädagogisch-didaktische 
Urteil. 
Aus sozialethischer Sicht bleibt durchaus deutli-
che Skepsis angebracht gegenüber umfassenden, ver-
meintlich alternativlos gültigen Leitprinzipien, wel-
che die schnelle Lösung bildungspolitischer Probleme 
versprechen und Bildung gleichsam zur sozialpoliti-
schen „Allzweckwaffe“ erklären. Zum einen ist mit 
der Widerständigkeit des sich bildenden Subjekts zu 
rechnen, zum anderen besitzen die sich Bildenden 
keineswegs homogene bildungsorganisatorische Be-
dürfnisse. Was für den einen bildungsfördernd ist, 
kann sich für den anderen gerade als bildungshem-
mend erweisen. 
Individuen werden sich stets voneinander unter-
scheiden, wenn ihr Recht auf freie Persönlichkeits-
entfaltung nicht beschnitten wird. Für die pädago-
gische Praxis stellt sich damit notwendigerweise die 
Aufgabe der Differenzierung entsprechend der indi-
viduellen Lernvoraussetzungen. Die pädagogische 
Aufgabe ist dabei, mit der faktischen Ungleichheit so 
umzugehen, dass durch diese durch pädagogisches 
Handeln keine Ungerechtigkeit entsteht oder eine sol-
che sich weiter verfestigt.
Chancen auf und Chancen durch Bildung
Begrenzte Ressourcen zwingen uns dazu, über Ge-
rechtigkeitsfragen nachzudenken. Auch die personel-
len, finanziellen oder organisatorischen Ressourcen 
der Bildungsförderung sind begrenzt, also jene Vor-
aussetzungen, ohne die bestimmte Bildungsprozes-
se gar nicht erst denkbar sind. Soweit diese Chan-
cen zur Bildung veränderbar sind, ist ihre Verteilung 
nicht einfach hinzunehmen, sondern nach Gerechtig-
keitsprinzipien politisch, rechtlich und pädagogisch 
zu gestalten.
Jeder Mensch hat den gleichen Anspruch darauf, in 
seiner Würde als Person anerkannt zu werden. Das 
Recht auf Bildung darf daher nicht willkürlich oder 
aufgrund äußerer Merkmale eingeschränkt werden. 
Über formale Diskriminierungsfreiheit hinaus wird 
der soziale Rechtsstaat eine Ungleichverteilung an 
Chancen zur Bildung auszugleichen versuchen. Bil-
dungsausgaben sind daher auch bei der Berechnung 
des soziokulturellen Existenzminimums ausreichend 
zu berücksichtigen.
Die Chancen zur Bildung werden individuell aller-
dings ganz verschieden genutzt werden und bleiben 
stets abhängig von sozialisatorischen Voraussetzun-
gen, Haltungen, Motiven und anderen Persönlich-
keitsmerkmalen, die zu einem erheblichen Teil Bil-
dung (nicht allein formale) bereits voraussetzen – mit 
anderen Worten: Die Chancen zur Bildung bleiben ab-
hängig von Chancen durch Bildung. Letztere entzie-





willen jeder Standardisierung oder Normierung (vgl. 
Stojanov 2007, S. 33–36). 
Jeder gelingende Bildungsschritt wird ein Pro-
zess der Persönlichkeitsentfaltung, Differenzierung 
und Ausbildung von Individualität sein. Daher wer-
den gleiche Chancen zur Bildung auch nicht dadurch 
zu erreichen sein, dass allen das gleiche pädagogi-
sche Angebot gemacht wird. Die Annehmbarkeit und 
Adap tierbarkeit der verschiedenen Bildungsangebote 
zu steigern verlangt danach, die individuellen Identi-
tätsmerkmale, Persönlichkeitsmomente und Voraus-
setzungen, die heterogenen Bedürfnisse, Interessen 
oder Fähigkeiten der Einzelnen zu berücksichtigen. 
Der pädagogische Anspruch auf bestmögliche indivi-
duelle Förderung und das bildungspolitische Ziel, al-
len gleiche Chancen zur Bildung zu sichern, verhalten 
sich komplementär zueinander. 
Ein Schulsystem beispielsweise ist dann bildungs-
gerecht, wenn jeder die bestmöglichen Bedingungen 
vorfindet, das ihm individuell mögliche Maß an Bil-
dung auszuschöpfen. Eine (sozial-)politisch motivier-
te Nivellierung individueller Bildungsansprüche ist 
damit ausgeschlossen. Jeder muss die Möglichkeit ha-
ben, sich jenen Grad an Bildung zu erarbeiten, der für 
ein gutes Leben notwendig ist. Jeder hat aber auch 
das Recht, sich einen möglichst hohen Differenzie-
rungsgrad im eigenen Wollen, Erkennen und Handeln 
durch Bildung zu erarbeiten. 
4. Das Recht auf Bildung
Die Reichweite des Rechts auf Bildung muss einer-
seits daran gemessen werden, ob die für eine men-
schenwürdige Existenz notwendige Freiheit des Ein-
zelnen, sich selbst Gestalt zu geben, nach dem Sinn 
seiner Existenz zu fragen sowie sich eine Vorstellung 
vom guten Leben zu bilden und dieser nachzustre-
ben, gesichert ist. Andererseits ist nach den hinrei-
chenden Bedingungen für die reale Teilnahme am so-
zialen Leben zu fragen.
Vorrang haben solche fundamentalen Bildungs-
vollzüge, die dem Einzelnen überhaupt erst einmal 
die Möglichkeit erschließen, sich weitergehende 
Bildungs- oder anderweitige soziale Teilhabemög-
lichkeiten selbständig und eigenverantwortlich an-
zueignen. Der Anspruch auf Grundschul- und Grund-
bildung ist dann auch am stärksten festgeschrieben. 
Menschenrechtlich verbürgt, wenn auch in abgestuf-
ter Verbindlichkeit, sind weiter der Anspruch auf wei-
terführende und berufliche Bildung, die Möglichkeit 
zur Weiterbildung sowie ein begabungsangemesse-
ner Zugang zu Angeboten der Hochschulbildung. 
4.1  Recht auf Bildung
Bildung ist zunächst einmal ein eigenständiges 
Menschenrecht. Dieses ist vom Sozialpaktausschuss 
der Vereinten Nationen, der die Einhaltung der Sozi-
alrechte überwacht, durch die vier Strukturelemen-
te Verfügbarkeit, Zugänglichkeit, Annehmbarkeit und 
Adaptierbarkeit (nach der englischen Begrifflichkeit 
als „4-A-Schema“ bezeichnet) präzisiert worden. 
Verfügbarkeit und Zugänglichkeit
Zunächst einmal müssen funktionsfähige Bil-
dungsangebote in ausreichendem Maße verfügbar 
und diskriminierungsfrei zugänglich sein. Der Zu-
gang zu Bildung darf nicht durch äußere Merkmale 
wie Geschlecht, geschlechtliche Identität oder sexu-
elle Orientierung, Rasse, ethnische oder soziale Her-
kunft oder Behinderung willkürlich beschränkt wer-
den. Eine Ungleichbehandlung nach pädagogischen 
Kriterien aufgrund individuell unterschiedlicher Bil-
dungsbedürfnisse verletzt keineswegs die Diskrimi-
nierungsfreiheit. 
Eine ungleiche Verteilung an Chancen durch Bil-
dung ist noch nicht ungerecht, solange diese auf 
dem diskriminierungsfreien Zugang zu Chancen zur 
Bildung aufruht. In der Praxis wird es nicht immer 
leichtfallen, zwischen den Folgen privater Entschei-
dungen und strukturell bedingten Auswirkungen zu 
unterscheiden. Eine freiheitliche Gesellschaft aber, in 
der grundsätzlich zunächst einmal nicht die Erlaub-
nis einer Handlung, sondern deren Beschränkung 
zur Sicherung anderer Freiheitsansprüche rechtferti-
gungsbedürftig ist, wird entsprechend vorsichtig ab-
wägen und im Zweifelsfall der individuellen Wahl-
freiheit Vorrang geben müssen.
Die Zugänglichkeit zu Bildung muss sowohl in phy-
sischer als auch ökonomischer Hinsicht gewährleistet 
sein. Dies setzt beispielsweise voraus, dass Bildungs-
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einrichtungen in zumutbarer Entfernung vorgehalten 
werden oder auch im Falle körperlicher Beeinträchti-
gungen zugänglich sind. Die ökonomische Zugäng-
lichkeit kann durch Gebührenfreiheit, soziale Staf-
felung oder ein diskriminierungsfrei ausgestaltetes 
Stipendiensystem gesichert werden.
Annehmbarkeit und Adaptierbarkeit
Schließlich müssen die verschiedenen Bildungs-
angebote aber auch in Inhalt und Form bestimmten 
Qualitätsmaßstaben genügen. Sie müssen so gestal-
tet sein, dass sie, eine entsprechende Rechtskultur 
des rechten Maßes und der Billigkeit vorausgesetzt, 
den individuellen Voraussetzungen der verschie-
denen Adressaten gerecht werden und von diesen 
auch tatsächlich angenommen werden können: Fer-
ner müssen die Bildungsangebote so flexibel gestal-
tet sein, dass sie sich an verändernde Lebensverhält-
nisse als adaptierbar erweisen. Wie die empirischen 
Studien gezeigt haben, besitzt das deutsche Bildungs-
wesen vor allem bei den Merkmalen Annehmbarkeit 
und Adaptierbarkeit Nachbesserungsbedarf.
4.2  Recht durch Bildung
Die internationalen Menschenrechte sind unter 
dem Eindruck des Zweiten Weltkriegs und der Totali-
tarismen des zwanzigsten Jahrhunderts entstanden; 
deutlich scheint dahinter die historische Erfahrung 
auf, dass das Bildungswesen vom Staat auch für men-
schenrechtswidrige Ziele missbraucht werden kann. 
Das Menschenrechtsregime fordert daher, dass Bil-
dung immer umfassende Persönlichkeitsbildung und 
Menschenrechtsbildung sein soll.
Umfassende Persönlichkeitsbildung
Bildung soll den Einzelnen dazu befähigen, nicht 
allein zu einem begrenzten Ausschnitt, sondern zum 
Ganzen der Welt in ein wertendes und schöpferisch 
gestaltendes Verhältnis zu treten. Subjektwerdung 
und Selbstbestimmung setzen voraus, sich Alterna-
tiven erarbeiten und aus verschiedenen Möglichkei-
ten auswählen zu können. Bildungsprozesse sollen 
den Einzelnen nicht auf vorab bestimmte Funktionen 
festlegen. Das einzige, was vorab bestimmt werden 
kann, ist die Selbstbestimmung des sich Bildenden. 
Welchen Gebrauch der Einzelne von den Chancen zur 
Bildung macht, die ihm offenstehen, darf hingegen 
nicht vorab bestimmt werden, andernfalls ginge es 
um nicht mehr als eine – vielleicht sogar resignie-
rende – Anpassung an die Zeitumstände, um eine Un-
terwerfung unter fremde Interessen, um die Zurich-
tung des eigenen Selbst an die Zwänge des Marktes 
oder das Sichfügen in eine Welt, von deren möglicher 
Veränderung man gar nicht mehr überzeugt wäre – 
aber nicht mehr um die schöpferische Aneignung von 
Kultur, deren kritisch-stimulative Prüfung und kre-
ative Weiterentwicklung. Schnell wäre eine Gesell-
schaft erreicht, die nur noch in der Lage wäre, Plagiate 
herzustellen, zu kopieren oder allenfalls Bestehendes 
zu verbessern, aber nicht mehr Alternativen zu anti-
zipieren und wirklich Neues hervorzubringen. Eine 
solche Gesellschaft würde schnell an politischer Sta-
bilität, ökonomischer Leistungsfähigkeit, intellektu-
eller Spannkraft, geistiger Vitalität und kulturell-ge-
sellschaftlicher Weite verlieren.
Förderung der Menschenrechte durch  
pädagogisches Handeln
Die eigenen Menschenrechte einfordern und auch 
die Rechte der anderen anerkennen kann grundsätz-
lich nur jemand, der zuvor über diese aufgeklärt wor-
den ist. Wichtig ist auch die Aus- und Fortbildung 
für jene Berufe, die in besonderer Weise menschen-
rechtsrelevant sind. Ein wichtiger didaktischer Weg 
berufsbezogener Menschenrechtsbildung ist die Re-
flexion über die eigenen Menschenrechte und die ei-
gene berufliche Situation. Über die eigenen Rechte, 
Gefühle und Reaktionen auf selbst erlittenes Unrecht 
zu reflektieren ist ein entscheidender und motivieren-
der Schritt, der dem Einzelnen helfen kann, sowohl 
mehr eigenständige Handlungsfähigkeit zu erwerben 
als auch ein Mehr an Sensibilität und Empathiefähig-
keit gegenüber der Situation anderer – beides wichti-
ge Elemente für den Aufbau einer präventiven Kultur 
der Menschenrechte, die Menschenrechtsverletzun-
gen möglichst schon im Vorfeld verhindert.
Menschenrechtsbildung kann aber ethische oder 
religiöse Bildung nicht ersetzen. 
4.3  Recht in der Bildung
Bildung – ein interaktives Recht
Die Gestaltung der pädagogischen Beziehung setzt 
ein geregeltes Miteinander der verschiedenen Ak-
teure und aus gerechtigkeitstheoretischer Sicht de-
ren Möglichkeit zur Mitbestimmung voraus. Zur Frei-
heit befähigen kann nur jemand, der selbst Freiheit 
genießt. Selbstbestimmte Urteils- und verantwort-
liche Entscheidungsfähigkeit werden im Bildungs-
prozess nur dann reifen können, wenn beide Seiten 
die Möglichkeit haben, die zu vermittelnden Inhalte 
selbständig auf Sinn hin zu befragen, denkend nach-
zuvollziehen und die Tragfähigkeit der Argumente 
im gemeinsamen Diskurs zu prüfen. Daher müssen 
im Bildungsbereich sowohl die Meinungsfreiheit als 





re bliebe ohne eine hinreichende ökonomische, recht-
liche und strukturelle Absicherung der Lehrenden 
letztlich Makulatur. 
Wahlfreiheit
Der Staat untergräbt auf Dauer seine eigene Legi-
timation und jene sittliche Autonomie, die er durch 
das Recht zu schützen beansprucht, wenn den Ler-
nenden nicht auch Freiräume von bildungspolitischer 
Einflussnahme gesichert wären, nicht zuletzt dort, 
wo der Kernbereich der Persönlichkeit und die inne-
ren Überzeugungen des Einzelnen berührt sind. Zu 
den Rechten in der Bildung gehören daher notwen-
digerweise der Schutz der Gewissens-, Bekenntnis- 
und Weltanschauungsfreiheit und eine reale päda-
gogische Wahlfreiheit (z. B. zwischen staatlichen und 
privaten Schulen, Halbtags- und Ganztagsschulen). 
5. Bildung – ein Freiheitsrecht!
Der freiheitliche Verfassungsstaat darf dem Ein-
zelnen seine Verantwortung nicht abnehmen, wenn 
er nicht zum bevormundenden Kontrollstaat degene-
rieren will. Er kann und muss es als sozialer Rechts-
staat auch tun, Anreize zur Bildung setzen, um die 
Einzelnen zur Eigenverantwortung und sozialen Teil-
habe zu befähigen, und er wird den Einzelnen auch 
über existentielle Notlagen hinwegtragen. Da Men-
schen sich verändern, wird ein Bildungssystem im 
angemessenen Rahmen auch die Möglichkeit zu ei-
ner zweiten oder dritten Bildungschance einräumen 
müssen.
Das Recht auf Bildung wird nur dann dem Anspruch 
auf Selbstbestimmung dienen, wenn es als das ver-
standen wird, was es im Kern ist: ein Freiheitsrecht. 
Der Einzelne soll die Freiheit haben, selbst zu ent-
scheiden, wer er in den Grenzen der Natur und des 
Rechts sein will. Er soll die Freiheit haben, sich Al-
ternativen zu erarbeiten. Und er soll frei von Abhän-
gigkeit in sozialer Gemeinschaft mit anderen leben 
können.
Der sozialethische Bildungsdiskurs macht darauf 
aufmerksam, dass der reale Vollzug dieser Freiheit 
struktureller Möglichkeitsbedingungen bedarf. Diese 
dürfen allerdings nicht gegen die Autonomie des Sub-
jekts durchgesetzt werden, wenn nicht das verfehlt 
werden soll, was den Kern von Bildung ausmacht: die 
freie Persönlichkeitsentfaltung des Einzelnen und 
seine Befähigung zur selbstbestimmten sozialen Teil-
habe. Gesichert werden können diese Möglichkeits-
bedingungen durch ein plurales, korrekturoffenes 
und durchlässiges Bildungssystem, in dem jeder ge-
lingende Bildungsschritt eine Vielzahl an Anschluss-
möglichkeiten eröffnet. Ein plurales Bildungssystem 
wird sich insgesamt als fehlertoleranter erweisen; ein 
System hingegen, das vorrangig auf großflächige und 
einseitige Reformprojekte setzt, birgt eher die Gefahr, 
Fehlsteuerungseffekte zu provozieren.
Ausblick
Die Bildungsdebatte konzentriert sich gegenwär-
tig stark auf die frühen Lebensjahre, von der Elemen-
tarbildung bis zum Übergang in das weiterführende 
Schulsystem. Die politische Kehrseite der Debatte um 
das gegliederte Schulsystem und die vermeintlich zu 
geringe Akademikerquote Deutschlands ist eine Ver-
nachlässigung des berufsbildenden Bereichs. Weitge-
hend unbeachtet bleibt auch, welche Bildungspoten-
tiale in späteren Lebensphasen und nach Abschluss 
der formalen Ausbildungsphase (gerade bei hohen 
Qualifikationen) durch ein Berechtigungs- und Ar-
beitsmarktsystem verschleudert werden, das bei-
spielsweise bürokratische Zugangssperren errichtet, 
differenziertes Expertenwissen als „Überqualifika-
tion“ aussondert, politisch oder wirtschaftlich ver-
ursachte Fehlsteuerungseffekte allenfalls achselzu-
ckend zur Kenntnis nimmt oder glaubt, auf berufliche 
Alterserfahrung verzichten zu können. Der fort-
schreitende demographische Wandel wird derartige 
Entwicklungen nicht mehr lange tolerieren. 
Auch hier besteht bildungsethisch Handlungsbe-
darf, an dem die Kirchen als wichtige Träger der Er-
wachsenenbildung und als einflussreicher Arbeitge-
ber pädagogisch wie bildungspolitisch nicht achtlos 
vorübergehen dürfen, wenn sie ihrem christlichen 
Auftrag zur sozialen Verantwortung gerecht werden 
wollen. 
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